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A. Problem 

Die EG-Kommission will die Betreiber von Verkehrsflughäfen 
dazu verpflichten, die Organisationen der Benutzer umfassend zu 
konsultieren, bevor Gebühren geändert oder sonstige Maßnahmen 
durchgeführt werden, die die Benutzer betreffen. 

B. Lösung 

Der Verordnungsentwurf soll wesentlich vereinfacht werden; eine 
unnötige Bürokratisierung soll vermieden werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Entfallen 

D. Kosten 

Entfallen 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag erkennt das Bemühen der EG-Kom-
mission um eine größere Effizienz der Flughäfen in der Gemein-
schaft an. Er unterstützt jedoch die Auffassung des Bundesrates 
vom 9. November 1990 (BR-Drucksache 457/90), daß der Ver-
ordnungsvorschlag die Flughäfen als selbständige Unterneh-
men nicht nur in ihrer unternehmerischen Freiheit unvertretbar 
beeinträchtigt, sondern für diese teilweise eine unnötige Büro-
kratisierung darstellt. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, in 
den weiteren Beratungen des Verordnungsvorschlages auf eine 
wesentliche Überarbeitung mit folgender Zielsetzung hinzuwir-
ken: 

a) Beschränkung des Verordnungsentwurfes auf die Entgelte 
nach § 43 Abs. 1 der Luftverkehrszulassungsordnung (Start, 
Landung und Abstellen von Fluggeräten, Benutzung von 
Fluggasteinrichtungen). Darüber hinaus sollte es den Flug-
häfen als Eigentümer des Grund und Bodens freigestellt sein 
zu entscheiden, ob sie die Bodenverkehrsdienste sowie Be-
tankung und Catering selbst durchführen oder Konzessionen 
zur Erbringung dieser Dienstleistungen an Dritte verge-
ben. 

b) Beschränkung der Konsultationen auf repräsentative Orga-
nisationen von Luftverkehrsunternehmen. 

c) Flughäfen mit weniger als einer Million Fluggästen im Jahr 
sollen ausgeklammert werden (nur Kann-Bestimmung). 

d) Bei der Gebührenbemessung sollen die Sicherung des Be-
standes der Flughäfen und die Sicherung einer umweltge-
rechten Nutzung mitberücksichtigt werden. 

Bonn, den 4. Dezember 1991 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst 

Vorsitzender 

Lothar Ibrügger 

Berichterstatter 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

KOM(90) 100 endg. 
Brüssel, den 22. Mai 1990 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über Konsultationen zwischen Flughäfen 
und Flughafenbenutzern sowie über Gebührengrundsätze von Flughäfen 
(von der Kommission vorgelegt) 

Begründung 

Vorbemerkung 

1. Die Kommission hat in ihrem Memorandum Nr. 2 
zur Zivilluftfahrt — KOM(84) 72 endg. — darauf hin-
gewiesen, daß sie sich angesichts des Drucks, der von 
ihren Vorschlägen im Memorandum auf die Luftver-
kehrsunternehmen ausgehen werde, im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten bemühen wolle, daß Infrastrukturlei-
stungen, auf die die Luftverkehrsunternehmen ange-
wiesen sind, effizient erbracht werden. Dazu wolle sie 
im Benehmen mit allen Beteiligten einen Vorschlag 
für die Einführung gemeinsamer Grundsätze für Be-
nutzerabgaben auf Großflughäfen ausarbeiten. 

2. Um diese Arbeiten zu unterstützen, hat die Kom-
mission im Januar 1985 eine Beraterfirma (Coopers 
and Lybrand Associates) mit einer Studie beauftragt. 
Zweck dieser Studie war die Untersuchung allgemei-
ner Gebührengrundsätze, die für Großflughäfen in 
der Europäischen Gemeinschaft gelten könnten. 

3. Anschließend veranstalteten die Kommissions-
dienststellen ausführliche Konsultationen mit Vertre-
tern der beteiligten Fluglinienunternehmen und Flug-
häfen, Gewerkschaften, Verbraucherverbänden und 
staatlichen Sachverständigen. Die Kommission 
konnte zudem die hilfreichen und gut aufgebauten 
Berichte des Europäischen Parlaments über Flugha-
fengebühren 1) in der Europäischen Gemeinschaft 
(Berichterstatter: Herr Moorhouse) und über den Aus-
bau der Flughäfen 2) in der Europäischen Gemein-
schaft (Berichterstatter: Herr Hoffmann) sowie die 
einschlägigen Entschließungen des Parlaments be-
rücksichtigen. 

Hintergrund: Unterschiede 
bei den Flughäfen in der Gemeinschaft 

4. Rechtsstellung und Leitung von Flughäfen weisen 
in der Gemeinschaft und sogar innerhalb der einzel

-

nen Mitgliedstaaten erhebliche Unterschiede auf. 
Flughäfen können unmittelbar durch die Zentral-
regierung bzw. von Gebietskörperschaften verwaltet 

1 ) EP 88.567/endg. 
2) EP 86.426/endg. 

oder auch von eigenständigen Institutionen sowie als 
Konzessionsunternehmen bet rieben werden. Einige 
von ihnen werden sogar als Privatunternehmen be-
trieben. Ungeachtet der Eigentumsverhältnisse ist je-
doch durchweg eine erhebliche Mitwirkung der Zen-
tralregierung oder der Gebietskörperschaften festzu-
stellen. Ausnahmen hiervon finden sich im Vereinig-
ten Königreich, wo die B ritish Airports Autho rity 
(BAA) privatisiert ist. Selbst innerhalb eines Landes 
gibt es beachtliche Unterschiede. So wird zum Bei-
spiel in Deutschland nur Frankfurt/Main als Aktien-
gesellschaft bet rieben, während alle anderen gewerb-
lichen Großflughäfen die Rechtsform einer GmbH ha-
ben. Außerdem gibt es Flughafenbetreiber, die nur für 
einen Flughafen zuständig sind, und andere, die ein 
oder mehrere Flughafensysteme betreiben. 

5. Auch in der Finanzstruktur und im Ausmaß der 
finanziellen Eigenständigkeit bestehen bei den Flug-
häfen der Gemeinschaft erhebliche Unterschiede. Ei-
nige von ihnen sind Eigentümer ihres Anlagevermö-
gens, andere verwalten es für den Eigentümer. So ist 
von den Großflughäfen 3) der Gemeinschaft Athen ein 
reiner Regiebetrieb, dessen Anlagevermögen dem 
griechischen Staat gehört. Die Betreiber des Flugha-
fens von Rom und der französischen Provinzflughäfen 
arbeiten auf der Grundlage eines Konzessionsver-
trags, wobei ein Teil des Anlagevermögens dem Staat 
gehört bzw. von ihm geliehen ist. Diese Flughäfen 
brauchen ihr Anlagevermögen nicht abzuschreiben 
bzw. zu erneuern. Die meisten anderen Großflughä-
fen sind Eigentümer ihres Anlagevermögens und 
müssen die erforderlichen Mittel durch Eigenfinan-
zierung aufbringen. 

Hier sei darauf hingewiesen, daß in den letzten Jahren 
aus finanziellen Gründen eine Reihe von Flughäfen, 
und zwar Dublin, Kopenhagen und Flughäfen in Spa-
nien, in eigenständige Einrichtungen umgewandelt 
und so aus dem Staatshaushalt ausgegliedert wur-
den. 

6. Die im Auftrag der Kommission durchgeführte 
Studie hat zudem ergeben, daß Praktiken und Grund-
sätze bei der Gebührenerhebung an den Großflughä- 

3 ) Als Großflughäfen der Gemeinschaft gelten hier in der Regel 
Flughäfen mit jährlich mehr als einer Million Fluggästen. 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 27. Juni 1990 — 121 — 680 70 — E — 
Ve 230/90. 
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fen der Gemeinschaft stark voneinander abweichen. 
Dies ist zumindest teilweise darauf zurückzuführen, 
daß die Flughafenbetreiber jeweils eine andere Orga-
nisationsform, andere Beziehungen zum Staat und 
Zielvorstellungen aufweisen und sich im Umfang 
ihrer Geschäftstätigkeit, der Herkunft ihrer Mittel, 
ihrem Finanzstatus sowie ihrem Rechnungswesen 
unterscheiden. 

7. Das gleiche uneinheitliche Bild bietet sich auch im 
Umfang der von den Flughäfen vorgelegten finanz-
wirtschaftlichen Angaben. Die Internationale Zivil-
luftfahrt-Organisation (ICAO) 4) empfiehlt, daß „Flug-
häfen ein Rechnungswesen führen, das eine befriedi-
gende Grundlage für die Feststellung und Aufschlüs-
selung der zu deckenden Kosten liefert, ihren Jahres-
abschluß regelmäßig veröffentlichen und den Benut-
zern in den Konsultationen angemessene finanzwirt-
schaftliche Angaben zur Verfügung stellen sollen". 

In der Praxis ist es jedoch bei einigen Großflughäfen in 
Europa schwierig, wenn nicht gar unmöglich, veröf-
fentlichte Abschlüsse zu bekommen, und selbst wenn 
diese vorliegen, sind die darin enthaltenen Angaben 
nicht vergleichbar. Bei einigen Abschlüssen wird eine 
Wirtschaftsprüfung vorgenommen, bei anderen dage-
gen nicht. Manche Betreiber geben Aufwendungen 
und Erträge für eine Gruppe von Flughäfen an, wäh-
rend andere sie für die einzelnen Flughäfen auf-
schlüsseln. Der Großteil von ihnen arbeitet nach dem 
Anschaffungskostenprinzip, einige wenige legen 
jedoch die Wiederbeschaffungskosten zugrunde. 
Kurzum, die Flughäfen in der Gemeinschaft bieten ein 
sehr uneinheitliches Bild. 

Grundsätzliche Überlegungen 
zu den Kommissionsvorschlägen 

8. Durch das vom Rat im Dezember 1987 angenom-
mene Luftverkehrspaket wurde die staatliche Auf-
sicht gelockert und der Wettbewerbsspielraum zwi-
schen den Fluglinienunternehmen der Gemeinschaft 
vergrößert. Dies soll zu einer kostengünstigeren und 
kostenbewußteren Regelung führen. Insbesondere 
soll der größere kaufmännische Druck für Fluglinien

-

unternehmen als Anreiz wirken, ihr Leistungsangebot 
zu modernisieren und zu verbessern, was für den Ver-
braucher von Vorteil wäre und die Beschäftigungs-
möglichkeiten verbessern würde. Diese Strategie 
wurde in den jüngsten Vorschlägen für die zweite 
Phase der Liberalisierung des Luftverkehrs 5) weiter 
ausgebaut. 

9. Die Flughäfen der Gemeinschaft haben jedoch 
nicht die gleichen Möglichkeiten wie die Fluglinien

-

unternehmen, ihren unmittelbaren Wettbewerb mit 
den damit verbundenen Vorteilen zu verstärken. Die 
Flughäfen mögen zwar heute je nach Standort dem 
Wettbewerbsdruck unterschiedlich stark ausgesetzt 
sein, doch nimmt der Wettbewerb zwischen den Groß-
flughäfen weiter zu. So können die Flughäfen bei 

4) Erklärung des Rates an die Vertragsparteien über Gebühren 
für Flughäfen und Flugverkehrseinrichtungen von 1981 
(DOK 9082/2). 

5) KOM(89) 373 endg.  

Preisen und Leistungen für bestimmte Luftverkehrs

-

arten (wie den Frachtverkehr und einen Teil des 
Langstrecken- sowie des Bedarfsluftverkehrs) zuein-
ander in Wettbewerb treten, was sie auch tun; die 
Bestimmungsorte im Fluglinienverkehr werden gro-
ßenteils jedoch von Faktoren bestimmt, die von Lei-
stungsfähigkeit und Attraktivität eines Flughafens 
unabhängig sind. 

Bislang, also vor der Liberalisierung, schreiben viele 
Regierungen einseitig oder in bilateralen Abkommen 
mit anderen Staaten vor, welchen Flughafen ein Luft-
verkehrsunternehmen benutzen muß. So besitzen 
Flughäfen zumindest teilweise praktisch eine Mono-
polstellung. Solche Monopolstellungen sind noch 
nicht völlig aufgehoben und werden durch die Ko-
stenvorteile von Großflughäfen und die beträchtli-
chen wirtschaftlichen, politischen und sozialen 
Hemmnisse beim Marktzugang, die einen unmittel-
baren Wettbewerb in derselben Region verhindern, 
natürlich noch verstärkt. 

10. Angesichts einer solch beherrschenden Stellung 
von Großflughäfen in der Gemeinschaft kommt es 
entscheidend darauf an, daß deren Leistungen den 
Bedürfnissen und Wünschen der Kunden (Fluglinien

-

unternehmen, Fluggäste usw.) entsprechen und die 
erhobenen Gebühren in einem ausgewogenen Ver-
hältnis zu den erbrachten Leistungen stehen, d. h. daß 
die Flughäfen eine angemessene Gegenleistung bie-
ten. Lande- und Fluggastgebühren der Flughäfen in 
Europa machen schätzungsweise 6 bis 9 % der Kosten 
im Fluglinienverkehr auf innereuropäischen Strecken 
aus. 

11. Bei den Überlegungen, welche Maßnahmen ge-
troffen werden könnten, um die Flughäfen zu größe-
rem Kostenbewußtsein und zu größerer Leistungsfä-
higkeit zu veranlassen, gilt es, deren bereits unter den 
Nummern 4 bis 7 angeführte Verschiedenartigkeit zu 
berücksichtigen. Angesichts der unterschiedlichen 
Strukturen sowie geschichtlichen und finanziellen 
Grundlagen der Großflughäfen in der Gemeinschaft 
läßt sich gemeinschaftsweit überhaupt nicht genau 
festlegen, welche Renditen oder Erträge für einen 
Flughafen als angemessen gelten könnten. 

Ebensowenig ist es sinnvoll, absolute Leistungskrite-
rien festlegen zu wollen, da Flughäfen stets auf die 
örtlichen Verhältnisse und Anforderungen zuge-
schnitten sind. Für die einzelnen Flughäfen hingegen 
sollten sich Leistungssteigerungen mit Hilfe geeigne-
ter Indikatoren erfassen lassen. 

Selbst auf Großflughäfen in der Gemeinschaft können 
Einrichtungen und Aufgaben erheblich voneinander 
abweichen. So sind Sicherheit und Feuerschutz in ei-
nigen Ländern nicht Sache des Flughafenbetreibers, 
sondern des Staates. Eine Gegenüberstellung der Lei-
stungsfähigkeit von Flughäfen in der Gemeinschaft 
wäre somit häufig ein Vergleich zwischen Äpfeln und 
Birnen. 

12. Angesichts dieser Schwierigkeiten ist die Kom-
mission der Ansicht, daß der beste Weg zu stärkerem 
Druck auf das Kostenbewußtsein der Flughäfen und 
zur Verhinderung eines möglichen Mißbrauchs einer 
Monopolstellung darin besteht, einen umfassenderen 
Informationsaustausch zwischen den Flughäfen und 
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ihren Benutzern zu fördern. Die Kommission mißt ei-
ner ausreichenden Transparenz der Gebührengrund-
sätze der einzelnen Flughafenbetreiber und ihrer An-
wendung große Bedeutung bei. Ihres Erachtens 
müßte es geeignete Konsultationsverfahren zwischen 
Flughafenbetreibern und -benutzern sowie eine aus-
reichende Transparenz von Kosten und Preisbil-
dungsgrundsätzen geben, damit die Benutzer die Um-
legung der Kosten und die Berechnung der einzelnen 
Gebühren verstehen. Flughäfen und ihre Benutzer 
sollten Art und Qualität der benötigten Leistungen 
gemeinsam festlegen. Nach Ansicht der Kommission 
wäre es, ohne auf Preisbildungsfragen näher einzuge-
hen, sinnvoll, allgemeine Leitlinien oder Grundsätze 
für Flughafengebühren festzulegen. Die Vorschläge 
hierfür werden im folgenden Kapitel eingehender er-
läutert. 

13. Doch selbst wenn sich ausreichende Transpa-
renz und klare Grundsätze durchsetzen, hält es die 
Kommission angesichts der heutigen Überlastung ei-
niger Flughäfen für zunehmend erforderlich, die Pla-
nungen im Rahmen der Konsultationsgespräche zwi-
schen Flughäfen und ihren Benutzern so aufeinander 
abzustimmen, daß Neuinvestitionen an die Entwick-
lung der Flughafengebühren gekoppelt werden. 

Flughäfen und Benutzer sind auf ein solches Einver-
nehmen angewiesen, das die Mitverantwortung und 
Neutralität des Staates voraussetzt, solange dieses 
Einvernehmen besteht. 

Der Kommissionsvorschlag 

14. Die Kommission bezweckt mit ihrem Vorschlag 
im wesentlichen dreierlei: für regelmäßige Konsulta-
tionen zwischen Flughafenbetreibern und -benutzern 
sorgen, einen ausreichenden und transparenten Infor-
mationsaustausch zwischen Flughäfen und ihren Be-
nutzern sicherstellen und bestimmte allgemeine 
Grundsätze für die Erhebung von Flughafengebühren 
für Leistungen für die Luftfahrt festlegen. Dabei hat 
die Kommission die bisherigen Praktiken und Verfah-
ren der Flughäfen berücksichtigt und darauf geachtet, 
daß ihr Vorschlag soweit wie möglich damit vereinbar 
ist. Außerdem wollte die Kommission den Flughäfen 
keine unnötigen Belastungen aufbürden oder neue 
bürokratische Verwaltungsstrukturen schaffen, zumal 
in Ländern, in denen vergleichbare Vorschriften be-
reits bestehen. Die meisten Angaben, die nach der 
geplanten Verordnung zur Verfügung zu stellen sind, 
dürften bei den Großflughäfen in der Gemeinschaft 
bereits vorliegen. Desgleichen weist die Kommission 
darauf hin, daß sie weder den Wunsch noch die Ab-
sicht hat, anhand der von den Flughafenbetreibern 
den Benutzern vorzulegenden Angaben für sich selbst 
eine Aufsichts- oder Beobachterrolle vorzusehen. Die 
vertragliche Pflicht der Kommission, für eine ord-
nungsgemäße Durchführung der Rechtsvorschriften 
in der Gemeinschaft zu sorgen, bleibt hiervon natür-
lich unberührt. Darüber hinaus hat die Kommission 
insbesondere die geltenden internationalen Richtli-
nien für Flughäfen, vor allem die einschlägigen Be-
stimmungen des Abkommens über die internationale 
Zivilluftfahrt und die Grundsätze der ICAO-Erklärung 
von 1981 berücksichtigt. Sie ist davon überzeugt, daß  

ihr Vorschlag die derzeitigen Vorschriften und Richt-
linien ergänzt und abrundet. 

15. Auf die einzelnen Kernpunkte des Kommissions-
vorschlags wird im folgenden näher eingegangen: 

A. Konsultationen 

a) Die Verordnung sieht regelmäßige Konsultationen 
zwischen Flughäfen und ihren Benutzern vor. Sol-
che Konsultationen finden auf vielen Flughäfen der 
Gemeinschaft bereits statt, weshalb der Kommis-
sionsvorschlag so gestaltet ist, daß er schon lau-
fende Konsultationsverfahren nicht beeinträchtigt, 
sofern sie den Anforderungen dieser Verordnung 
entsprechen. Die Kommission überläßt es auch den 
Flughäfen, ob die Konsultationen mit Benutzern 
gemeinsam oder getrennt stattfinden sollen. Ge-
trennte Verhandlungen wären allerdings nach An-
sicht der Kommission im Interesse möglichst einge-
hender und fruchtbarer Gespräche vorzuziehen. 

b) Wie bereits in der ICAO-Erklärung von 1981 ange-
führt, sollen solche Konsultationen sicherstellen, 
daß die Flughäfen die Standpunkte der Benutzer 
und die möglichen Auswirkungen von Verände-
rungen der Flughafenaufgaben, der -organisation 
und der -gebühren auf sie berücksichtigen. Kon-
sultationen bedeuten Gespräche zwischen Benut-
zern und Flughäfen in dem Bestreben, sich über 
Veränderungen zu einigen. Daher sollten Flughä-
fen die Benutzer rechtzeitig vor der Einführung von 
Änderungen konsultieren. Auch wenn es natürlich 
von den Umständen abhängen wird, was „recht-
zeitig" bedeutet, so hält die Kommission doch eine 
Frist von zwei Monaten für angemessen, bevor Ge-
bühren erheblich geändert oder neue Gebühren 
eingeführt werden, bzw. von vier Monaten vor der 
endgültigen Entscheidung über erhebliche Ände-
rungen des Betriebs und/oder von Einrichtungen 
eines Flughafens, größere Investitionsvorhaben 
oder Pläne zum Ausbau eines Flughafens. Kommt 
keine Einigung zustande, sollte es den Flughäfen 
jedoch freistehen, die fraglichen Veränderungen 
vorbehaltlich einer gegebenenfalls erforderlichen 
behördlichen Genehmigung vorzunehmen. 

B. Informationserteilung 

a) Sollen die Konsultationen ihren Zweck erfüllen, so 
müssen die Flughäfen ihren Benutzern ausrei-
chende und transparente Informationen zur Verfü-
gung stellen. Die Verordnung und Anhang I legen 
daher recht ausführlich fest, welche und wie viele 
Angaben die Flughäfen mindestens vorzulegen 
haben. Solche Angaben müssen umfassend sein, 
damit Benutzer und Flughafenbetreiber die Lei-
stungsfähigkeit eines Flughafens einschließlich fi-
nanzieller, technischer und bet rieblicher Gesichts-
punkte beurteilen können. Wie schon erwähnt, 
führen die meisten Großflughäfen in der Gemein-
schaft die in der Verordnung vorgeschriebenen 
Statistiken zum größten Teil bereits. 
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b) Die Kommission strebt solche Statistiken in der 
Überzeugung an, daß Flughafenbetreiber und 
-benutzer selbst am besten entscheiden können, in 
welcher Form und nach welchen Kriterien und 
Vorgaben diese Informationen unter Berücksichti-
gung der bereits vorliegenden Angaben über die 
Rechtsstellung, Verwaltung und A rt  sowie über die 
Herkunft der Finanzmittel usw. eines Flughafens 
vorgelegt werden sollten. 

c) Nach Ansicht der Kommission würden regelmä-
ßige Konsultationen und solche Informationen 
dazu beitragen, Flughäfen einen zusätzlichen ex-
ternen Anreiz zu größerem Kostenbewußtsein und 
höherer Leistungsfähigkeit sowie Innovationsbe-
reitschaft zu geben. Dadurch ließe sich Benutzern 
auch besser klarmachen, daß sie eine angemes-
sene Gegenleistung für ihre Gebühren erhalten. 

d) Konsultationen und Informationsaustausch dürfen 
jedoch keine Einbahnstraße sein. Damit die Flug-
hafenbetreiber ihren künftigen Finanzbedarf bes-
ser planen können, müssen Flughafenbenutzer, 
insbesondere Fluglinienunternehmen, ihrerseits 
den einzelnen Flughafenbetreibern ihre Planungs-
daten gemäß der Verordnung und Anhang II vorle-
gen. Dazu sollten auch Prognosen über Typen, 
Kenndaten und Zahl der voraussichtlich in Zukunft 
eingesetzten Luftfahrzeuge, die zu erwartende Zu-
nahme des Fluggast- und Frachtaufkommens und 
über die von den Flughafenbenutzern gewünsch-
ten besonderen Einrichtungen usw. gehören. 

C. Gebührengrundsätze 

a) Wie bereits in Abschnitt 5 dargelegt, weisen Prak-
tiken und Grundsätze der Gebührenerhebung bei 
den Großflughäfen große Unterschiede auf. Ange-
sichts dieser Abweichungen hält die Kommission 
es weder für möglich noch für wünschenswert, ge-
naue harmonisierte Regeln für die Preisbildung der 
Flughäfen festzulegen. Ob beispielsweise auf ei-
nem Flughafen höhere Gebühren in den Hauptbe-
triebszeiten festgesetzt werden, sollte nach Ansicht 
der Kommission am besten den einzelnen Flugha-
fenbetreibern und -benutzern überlassen bleiben, 
wobei die besondere Verkehrsstruktur eines Flug-
hafens und andere Gegebenheiten zu berücksich-
tigen sind. Nach Meinung der Kommission ist es für 
die Gemeinschaft jedoch möglich und wünschens-
wert, allgemeine Leitlinien oder Grundsätze für die 
Flughafengebühren von Großflughäfen festzule-
gen. Dabei hat sie den Verpflichtungen der Mit-
gliedstaaten aus dem Abkommen über die Interna-
tionale Zivilluftfahrt von 1944 und den ICAO-Emp-
fehlungen Rechnung getragen. 

b) Flughäfen müssen zwar wirtschaftlich existenzfä-
hig sein, d. h. einen angemessenen Gewinn erwirt-
schaften, doch sollte eine Maxime lauten, daß die 
Gebühren für Leistungen für die Luftfahrt kosten-
bezogen festzusetzen sind. Zwischen Leistungen 
und Kosten sowie den Tarifen sollte ein möglichst 
enger Zusammenhang bestehen; Benutzer sollten 
für Einrichtungen, die sie nicht benötigen oder be-
nutzen, auch nicht zahlen müssen. Mit anderen 

Worten sollten keine unterschiedlichen Gebühren-
ordnungen für Benutzer mit vergleichbarer Be-
triebstätigkeit gelten und die Grundsätze der Ge-
bührenpolitik eines Flughafens möglichst klar und 
verständlich sein. 

c) Benachteiligungen bestimmter Benutzer treten 
häufig bei Quersubventionen von Flughäfen auf. 
Die Kommission ist sich zwar darüber im klaren, 
daß es unter bestimmten Umständen wirtschaftlich 
und betrieblich durchaus gerechtfertigt sein kann, 
wenn in einem Flughafensystem ein größerer Flug-
hafen die Verluste kleinerer und nicht ausgelaste-
ter Flughäfen, die dieselbe Region bedienen, aus-
gleicht, doch sollten solche Quersubventionen be-
grenzt werden. 

Im Gegenteil, Subventionen, die von größeren 
Flughäfen an kleinere Flughäfen gezahlt werden, 
die nicht geographisch mit ihnen verbunden sind, 
sollten offen ausgewiesen, erklärt und begründet 
werden. 

d) Von besonderer Bedeutung ist dabei die Aufhe

-

bung des in den meisten EWG-Staaten noch immer 
zu Unrecht bestehenden Ungleichgewichts zugun-
sten der — einheimischen — Inlandsluftverkehrs

-

unternehmen, wobei An- und Abflug-, Lande- und 
Abstellgebühren im Inlands- bzw. Kurzstrecken

-

verkehr weitaus niedriger sind als im innergemein-
schaftlichen Verkehr. Solch unterschiedliche Re-
gelungen benachteiligen bestimmte Benutzer, ver-
zerren den Wettbewerb, hemmen den freien Ver-
kehr von Personen und Waren und könnten auch 
als indirekte staatliche Beihilfen gewertet wer-
den. 

Diese Situa tion ist in einem Binnenmarkt gänzlich 
untragbar, weshalb die Kommission darauf dringt, 
daß die Flughafenbetreiber, gegebenenfalls 
schrittweise, spätestens bis zum 1. Januar 1993 sol-
che Unterschiede abbauen, wenn diese nicht nach-
weislich auf unterschiedlichen Kosten beruhen. 

e) Jedoch geht die Kommission davon aus, daß im 
Rahmen der regionalen Entwicklung und beson-
ders in Fällen, in denen ein Flughafen ein wichti-
ges Mittel zur Aufrechterhaltung einer Verbin-
dung zu einer isolierten und schwer zugänglichen 
Region darstellt, ein Mitgliedstaat auf reduzierte 
Gebühren hinwirken kann, um die Kosten der Ver-
bindung zu senken. In diesem Fall liegt jedoch eine 
staatliche Beihilfe vor, die nach Artikel 93 EWG-
Vertrag der Kommission zu notifizieren ist und die 
nicht vom Flughafen zu tragen ist. 

f) Bei der Ausarbeitung solcher allgemeinen Grund-
sätze ist sich die Kommission darüber im klaren, 
daß es Auslegungsschwierigkeiten geben könnte. 
Daher stehen ihre Vorschläge für die Gebühren-
grundsätze in unmittelbarem Zusammenhang mit 
den Vorschlägen für Konsultationen und Informa-
tionsaustausch zwischen Flughäfen und Benut-
zern. Dadurch können die jeweiligen Erfordernisse 
und Besonderheiten eines Flughafens bei der Be-
urteilung der Frage, ob die Gebührenpolitik eines 
Flughafens gerecht und angemessen ist, berück-
sichtigt werden. 
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16. Die Kommission hat in ihrem Vorschlag zwei 
weiteren wichtigen Punkten Rechnung getragen. 
Zum einen geht sie darin nicht auf die Herkunft der 
Finanzmittel eines Flughafenbetriebs ein. Die Kom-
mission wird sich aufgrund der ihr gemäß dem Ver-
trag, insbesondere den Artikeln 92 bis 94, zustehen

-

den Befugnisse mit staatlichen Beihilfen für Flughäfen 
befassen, sowie damit, ob solche Beihilfen den Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten verzerren. 

17. Zum anderen ist sich die Kommission bei ihrem 
Vorschlag der Sorge zahlreicher Fluglinienunterneh-
men über die steigenden Kosten anderer Infrastruk-
turleistungen, auf die sie angewiesen sind, insbe-
sondere der Streckennavigationsgebühren, bewußt. 
Sie untersucht diese Fragen und prüft, ob und ggf. 
welche Maßnahmen sie ergreifen oder vorschlagen 
könnte. 

Schlußfolgerung 

In ihrem Vorschlag ließ sich die Kommission von den 
ICAO-Erklärungen leiten, daß „zwischen den jeweili-
gen Interessen der Flughäfen und der Luftverkehrs-
unternehmen angesichts der Bedeutung des Luftver-
kehrs für die Förderung des wirtschaftlichen, gesell-
schaftlichen und kulturellen Austauschs zwischen 
den Staaten ein ausgewogenes Verhältnis bestehen 
sollte" und daß „die Staaten ein größeres Maß an 
Zusammenarbeit zwischen Flughäfen und Luftver-
kehrsunternehmen fördern sollten, damit die wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten, mit denen beide zu 
kämpfen haben, angemessen geteilt werden". Die 
Kommission unterstützt diese beiden Empfehlungen. 
Ihrer Ansicht nach bildet ihr Vorschlag dadurch, daß 
er nicht nur Konsultationen und Informationsaus-
tausch zwischen Flughäfen und Benutzern verbessert, 
sondern auch allgemeine Grundsätze für Flughafen-
gebühren festlegt, für die Flughäfen einen Anreiz, ihr 
Kostenbewußtsein und ihre Leistungsfähigkeit zu ver-
bessern. Dies würde dem Luftverkehr in der Gemein-
schaft insgesamt zugute kommen. 

Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln 

Artikel 1 

Darin wird der Geltungsbereich der Verordnung ab-
gegrenzt. Sie gilt ungeachtet deren Rechtsstellung für 
Flughäfen des internationalen gewerblichen Luftver-
kehrs in der Gemeinschaft. 

Artikel 2 

Er enthält Definitionen der Schlüsselbegriffe in dieser 
Verordnung. 

a) Die Definition von „Flughäfen" schließt alle Groß-
flughäfen mit mehr als einer Million Fluggästen 

ein, die dem gewerblichen (Fluglinien- und Be-
darfsluft-)Verkehr zwischen Mitgliedstaaten die-
nen. Hierzu gehören alle Fluggastarten, d. h. Flug-
gäste im Inlands-, innergemeinschaftlichen und in-
ternationalen Fluglinien- und Bedarfsluftverkehr. 
Die Festlegung auf diese Größenordnung beruht 
auf der weithin anerkannten Auffassung, daß Flug-
häfen mit mehr als einer Million Fluggästen in der 
Lage sein müßten, einen Gewinn zu erwirtschaf-
ten. Für kleinere Flughäfen mit einer schmaleren 
Ertragsbasis könnte zusätzlicher Verwaltungsauf-
wand hingegen negative Folgen haben. Sie sind 
deshalb aus dem Geltungsbereich der Verordnung 
ausgeklammert. 

b) Nicht unter diese Auslegung fallen nicht mit der 
Luftfahrt zusammenhängende Geschäftstätigkei-
ten wie Hotels und Gewerbebetriebe. 

Die Gepäckabfertigung beispielsweise ist darin je-
doch eingeschlossen. 

c) Die Definition von „Benutzer" verdeutlicht das of-
fenkundige unmittelbare Interesse von Luftfahr-
zeugbetreibern und Fluggästen am Flughafenbe-
trieb. 

Zu den Luftfahrzeugbetreibern zählen Fluglinien- 
und Bedarfsluftverkehrsunternehmen sowie die 
Eigentümer von Privatluftfahrzeugen. 

Zwischen Luftfahrzeugbetreibern mit Sitz inner-
halb und außerhalb der Gemeinschaft wird nicht 
unterschieden. Diese Auslegung bietet den Flug-
häfen zudem die Möglichkeit, auch nichtoffizielle 
Interessenvertretungen zu konsultieren, falls es sie 
gibt. Sollten die Flughafenbetreiber dies wün-
schen, können sie noch weitere Benutzergruppen 
konsultieren. 

d) Unter den Begriff „Flughafenbetreiber" fallen hier 
Institutionen, die für einen Flughafen, eine Flugha-
fengruppe oder ein -system zuständig sind. Er um-
faßt alle Flughafenbetreiber ungeachtet ihrer 
Rechtsstellung. 

e) Die Definition von „Gebühren" beruht auf der 
ICAO-Praxis. Sie stellt vor allem klar, daß Gebüh-
ren sich ausschließlich auf Leistungen für die Luft-
fahrt beziehen, nicht aber auf sonstige Geschäfts-
tätigkeiten des Flughafens. 

Artikel 3, 4 und 5 

In diesen Artikeln wird festgelegt, wann und wie 
Großflughäfen ihre Benutzer konsultieren müssen. 
Dabei bleibt die Form der Konsultationen weitestge-
hend den Flughafenbetreibern überlassen, damit 
diese die örtlichen Gegebenheiten berücksichtigen 
können. Hier ist einzuräumen, daß die einzelnen 
Punkte nicht alle Flughafenbenutzer in gleichem 
Maße betreffen, weshalb je nach Thema der Konsul-
tation eine Differenzierung sowohl zwischen als auch 
innerhalb von Benutzergruppen möglich sein soll. Die 
Flughafenbetreiber müssen Konsultationen angemes-
sen ankündigen und zuvor ausreichende Informatio-
nen zur Verfügung stellen. 



Drucksache 12/1771 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Außerdem sollen die Flughafenbetreiber Benutzern, 
die von bestimmten Änderungsplänen besonders 
stark betroffen sind, weitere Informationen zur Verfü-
gung stellen. Der betreffende Artikel schreibt nicht 
vor, daß die Informationen veröffentlicht werden müs-
sen, sondern überläßt es Flughafenbetreibern und 
-benutzern, die besonderen Gegebenheiten an einem 
Flughafen zu berücksichtigen. 

In Artikel 4 wird auch gesondert auf hoheitliche Kon-
trolldienste eingegangen. 

Artikel 7 

Hierin wird darauf hingewiesen, daß Flughafenbetrei-
ber nur dann angemessene Leistungen bieten kön-
nen, wenn sie Zugang zu Betriebs- und Planungs-
daten der Benutzer haben. Daher sind nach diesem 
Artikel vor allem Fluglinienunternehmen verpflichtet, 
solche Informationen zur Verfügung zu stellen. 

Artikel 8 

Hier wird erneut eine stärkere Einbindung der Flug-
häfen in die Verfahren für die Zuweisung von Zeitni-
schen gefordert. Derzeit benötigen diese hierfür das 
Einverständnis der Behörden in den Einzelstaaten 
oder der Fluglinienunternehmen, die das Verfahren 
durchführen. 

Artikel 9 

Nach diesem Artikel müssen alle an Konsultationen 
Beteiligten eine möglichst weitgehende Einigung 
über Änderungspläne der Flughafenbetreiber und Al-
ternativvorschläge der Benutzer anstreben. 

Artikel 10 

Dieser Artikel sieht vor, daß Flughafenbetreiber, die 
für ein System oder eine Gruppe von Flughäfen, die 
dieselbe Region bedienen, zuständig sind, die Benut-
zer all  dieser Flughäfen entweder gemeinsam oder 
getrennt konsultieren können, sofern über jeden 
Flughafen mit jährlich mehr als einer Million Fluggä-
sten getrennte Informationen zur Verfügung gestellt 
werden. 

Artikel 11 

Die Verordnung über Konsultation und Informations-
austausch gilt nur für Großflughäfen. Es wäre jedoch 
sinnvoll, wenn auch kleinere Flughäfen diese Verfah-
ren übernähmen. Der Artikel enthält daher die Emp-
fehlung, daß die Betreiber aller Flughäfen mit weniger 
als einer Million Fluggästen ihre Benutzer konsultie-
ren und ihnen Informationen zur Verfügung stellen 
sollten. Art  und Zeitpunkt solcher Konsultationen 
bleiben den Flughafenbetreibern überlassen. 

Artikel 12 

Dieser Artikel gilt nur für Gebühren, die für Leistun-
gen für die Luftfahrt erhoben werden, und legt die 
allgemeinen Grundsätze für solche Gebühren fest. 
Der Grundsatz der Nichtdiskriminierung in Absatz 1 
Buchstabe b und der Kostenbezogenheit in Absatz 1 
Buchstabe c sollen zusammen verdeutlichen, daß die 
Gebühren unabhängig davon zu erheben sind, ob es 
sich um innergemeinschaftliche oder um Inlandsflüge 
handelt. Darin heißt es jedoch auch, daß bei der Fest-
setzung der Flughafengebühren für Leistungen für 
die Luftfahrt alle Erträge aus kommerziellen Aktivitä-
ten zu berücksichtigen sind. Es könnte also notwendig 
sein, diesen Fall zu berücksichtigen, wenn aus Grün-
den der regionalen Entwicklung und der Aufrechter-
haltung schwieriger Verbindungen indirekte Beihil-
fen durch herabgesetzte Gebühren bestehen. 

Artikel 13 

Verfahrensartikel 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 84 Abs. 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Qualität des Luftverkehrs hängt in hohem Maße 
von der Leistungsfähigkeit der Flughäfen ab. 

Es ist notwendig, daß Luftfahrzeugbetreibern und 
Fluggästen auf Flughäfen Leistungen und Einrichtun-
gen in angemessener Qualität, ausreichendem Um-
fang und zu günstigen Tarifen angeboten werden, da 
diese sich auf die Flugpreise auswirken. Die Gebüh-
ren für solche Leistungen und Einrichtungen sollten 
zu einer bestmöglichen Nutzung der vorhandenen 
Kapazitäten führen. 

Zwischen Flughafenbetreibern und Vertretern der 
Flughafenbenutzer müssen regelmäßige Konsultatio-
nen stattfinden, um eine effiziente Nutzung der Flug-
hafeneinrichtungen und kostenorientierte Flughafen-
leistungen für die Luftfahrt sicherzustellen. 

Damit solche Konsultationen fruchtbar sind und künf-
tige Anforderungen an die Flughäfen besser in die 
Planungen einbezogen werden können, müssen Flug-
häfen und Benutzer ausreichende Informationen aus-
tauschen, um Änderungen bei dem Flughafenbetrieb, 
den Flughafeneinrichtungen, der Gebührenerhebung 
und der Gebührensätze mitzuteilen und zu erläu-
tern. 
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Da auf Flughäfen verschiedene hoheitliche Kontrollen 
(Einreise, Zoll) durchgeführt werden, die einen wich-
tigen Bestandteil des Flughafenbetriebs ausmachen 
und genügend Räumlichkeiten sowie eine angemes-
sene Koordinierung mit dem übrigen Flughafenbe-
trieb erfordern, ist es notwendig, daß sich die hoheit-
lichen Kontrolldienste an Flughäfen aktiv an Konsul-
tationen über Änderungen des Betriebs oder der Ein-
richtungen sowie über Pläne zum Ausbau des Flugha-
fens beteiligen. 

Um die Flughafenkapazitäten besser zu nutzen und 
weiteren Interessenten den Marktzugang zu ermögli-
chen, müssen die Flughäfen an den Verfahren für die 
Zuweisung von Zeitnischen beteiligt und in Flugplan-
ausschüssen auf dem laufenden gehalten werden. 

Flughafenbetreiber, die für mindestens zwei Flughä-
fen, die ein miteinander verbundenes Flughafensy-
stem bilden, zuständig sind, müssen ihre Benutzer aus 
Kostenersparnisgründen gemeinsam konsultieren 
können. 

Da es ausreichender Verwaltungsstrukturen und Fi-
nanzmittel bedarf, um dieser Verordnung nachzu-
kommen, gilt sie nur für Betreiber von Großflughäfen, 
obgleich auch die Betreiber kleinerer Flughäfen die 
Benutzervertreter regelmäßig konsultieren sollten. 

Da zwischen den Flughäfen, auch wenn sie in vielen 
Geschäftsbereichen mit anderen Wirtschaftsunter-
nehmen konkurrieren, ein verhältnismäßig geringer 
Wettbewerb herrscht, müssen allgemeine Gebühren-
grundsätze für die Benutzung von Flughäfen festge-
legt werden. 

Ungeachtet des Ausgangspunktes der Flüge in der 
Gemeinschaft müssen Benutzer nicht nur Gebühren 
für die von ihnen in Anspruch genommenen Flugha-
fenleistungen und -einrichtungen entrichten, sondern 
auch einen angemessenen Anteil an den Kosten für 
die Bereitstellung von Flughafeneinrichtungen und 
die Erbringung von Leistungen übernehmen, die für 
den reibungslosen, sicheren und umweltverträglichen 
Ablauf des Flughafenbetriebs als unerläßlich gelten. 

In bestimmten Fällen kann das Niveau der Flughafen-
gebühren gesenkt werden, um den Notwendigkeiten 
der Regionalpolitik in bezug auf die Anbindung iso-
lierter und schwer zugänglicher Regionen in Überein-
stimmung mit den Artikeln 92 ff. des EWG-Vertrages 
zu entsprechen. 

Die Flughäfen in der Gemeinschaft weisen in ihrer 
Finanzstruktur, dem Grad ihrer finanziellen Eigen-
ständigkeit und dem Eigentum am Anlagevermögen 
erhebliche Unterschiede auf. 

Die Anwendung der Artikel 85, 86, 90 und 92 des Ver-
trags bleibt von dieser Verordnung unberührt  — 

HAT  FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Verordnung bet rifft die Konsultationen und 
den Informationsaustausch zwischen Flughäfen des 
gewerblichen Luftverkehrs zwischen Mitgliedstaaten 
und ihren Benutzern über den Luftfahrtbetrieb sowie  

die Gebührengrundsätze für die Inanspruchnahme 
von Leistungen und die Benutzung von Einrichtungen 
dieser Flughäfen. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Verordnung 

a) bedeutet „Flughafen" einen Flughafen in der Ge-
meinschaft, der dem gewerblichen Luftverkehr 
zwischen Mitgliedstaaten offensteht und ein Ver-
kehrsaufkommen von mindestens einer Million 
Fluggästen jährlich aufweist; 

b) bedeuten „Leistungen und Einrichtungen für die 
Luftfahrt" Leistungen und Einrichtungen, die zur 
Abfertigung von Luftfahrzeugen, Fluggästen, Ge-
päck oder Fracht auf einem Flughafen erforderlich 
sind; 

c) bedeuten „Flughafenbenutzer" 

— repräsentative Organisationen von Luftver-
kehrsunternehmen; 

— Luftverkehrsunternehmen, soweit sie nicht in 
solchen Organisationen vertreten sind; 

— repräsentative Organisationen sonstiger Luft-
fahrzeugbetreiber, die den Flughafen benut-
zen; 

— soweit vorhanden, repräsentative Organisatio-
nen von Fluggästen, Verladern, Spediteuren 
und Reiseveranstaltern, die den Flughafen be-
nutzen; 

d) bedeutet „Flughafenbetreiber" eine Institution, 
die für einen oder mehrere Flughäfen und insbe-
sondere für Leistungen und Einrichtungen für die 
Luftfahrt in vollem Umfang oder teilweise zustän-
dig ist; 

e) bedeuten „Gebühren" die Gebühren, die an Flug-
häfen auf Luftfahrzeuge, Fluggäste, Gepäck und 
Fracht für Bereitstellung und Inanspruchnahme 
von Leistungen und Einrichtungen für die Luftfahrt 
erhoben werden. 

I) Konsultationen 

Artikel 3 

(1) Ein Flughafenbetreiber konsultiert die Benutzer 
eines Flughafens, für den er zuständig ist, mindestens 
alle zwölf Monate zur Finanz- und Betriebskapazität 
dieses Flughafens im Hinblick auf Leistungen und 
Einrichtungen für die Luftfahrt. 

(2) Für die Konsultationen gemäß Absatz 1 stellen 
die Flughafenbetreiber den Benutzern jährlich Infor-
mationen über ihre finanzielle und bet riebliche Lei-
stungsfähigkeit zur Verfügung, die mindestens die 
Angaben in Anhang I umfassen müssen, sofern Flug-
hafenbetreiber und -benutzer im Rahmen einzelstaat-
licher Rechtsvorschriften nichts anderes vereinba-
ren. 
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(3) Die Flughafenbetreiber konsultieren die Benut-
zer im Hinblick auf die Anwendung von Begriffsbe-
stimmungen und Angaben in diesen Informationen 
auf die örtlichen Gegebenheiten. 

Artikel 4 

(1) Die Flughafenbetreiber sollen Benutzer konsul-
tieren, die besonders betroffen sind von 

a) erheblichen Änderungen von Leistungen oder Ein-
richtungen für die Luftfahrt, mindestens vier Mo-
nate vor deren Einführung, oder 

b) bedeutsamen Plänen zum Ausbau dieses oder zum 
Bau eines neuen Flughafens, den der Betreiber in 
derselben Region betreiben würde, während der 
Planungsphasen immer dann, wenn dies sinnvoll 
ist, spätestens jedoch vier Monate vor der endgül-
tigen Entscheidung über wichtige Zusagen für die 
einzelnen Planungsphasen. 

(2) Vor allem für die Konsultationen gemäß Absatz 1 
Buchstabe a stellen die Flughafenbetreiber, um die 
Qualität der Leistungen für die Benutzer zu verbes-
sern, diesen Informationen über die Betriebskapazität 
eines Flughafens und über die von Fluglinien- oder 
sonstigen Unternehmen erbrachten Leistungen für 
die Luftfahrt zur Verfügung und tauschen diese Anga-
ben mit ihnen aus. 

(3) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß hoheitli-
che Kontrolldienste an Flughäfen (z. B. Luftverkehrs-
kontrolle, Einreise- und Zolldienste) an diesen Kon-
sultationen teilnehmen. 

Artikel 5 

(1) Die Flughafenbetreiber konsultieren repräsenta-
tive Organisationen der Luftfahrzeugbetreiber minde-
stens zwei Monate vor der Einführung erheblicher 
Änderungen der Gebührensätze oder der Erhebung 
neuer Gebühren. 

(2) Sind Behörden eines Mitgliedstaats für die Ge-
nehmigung von Gebühren zuständig, so nehmen sie 
an diesen Konsultationen teil. Sind Behörden eines 
Mitgliedstaats für die Gebührenfestsetzung zustän-
dig, so konsultieren sie die Flughafenbetreiber und 
führen die Konsultationen dabei gemäß Absatz 1 
durch. 

(3) Für die Konsultationen gemäß Absatz 1 machen 
die Flughafenbetreiber ausreichende Angaben, um 
wesentliche Änderungen oder neue Entwicklungen 
zu erläutern. 

Artikel 6 

Die Konsultationen werden rechtzeitig angekün-
digt. 

Artikel 7 

Luftfahrzeugbetreiber, die einen Flughafen benut-
zen und an den Konsultationen teilnehmen, bzw. Ihre 
repräsentativen Organisationen, legen den Flugha-
fenbetreibern Prognosen über ihre künftigen Ver-
kehrstendenzen, Flugplaninformationen, Kenndaten 
und Zahl der voraussichtlich eingesetzten Luftfahr-
zeuge, von ihnen benötigte besondere Einrichtungen 
wie Bodendienstabfertigung, Tanken und Verpfle-
gung sowie weitere zweckdienliche Angaben gemäß 
Anhang II vor. Auf Wunsch der Luftfahrzeugbetreiber 
werden ihre Angaben vertraulich behandelt. In die-
sem Fall wenden sie sich direkt an die Flughafen-
betreiber. 

Artikel 8 

Die Flughafenbetreiber haben das Recht, an den 
Verfahren für die Zuweisung von Zeitnischen für ih-
ren Flughafen (ihre Flughäfen) teilzunehmen und sind 
von Flugplankonferenzen in Kenntnis zu setzen, an 
denen sie — und ihre repräsentativen Organisatio-
nen — als Beobachter teilnehmen dürfen. 

Artikel 9 

In den Konsultationen streben alle Beteiligten eine 
möglichst weitgehende Einigung über anstehende 
Fragen, geplante Änderungen und Alternativlösun-
gen an. Ist im Laufe der Konsultationen kein Einver-
nehmen zu erzielen, so können die Flughafenbetrei-
ber die betreffenden Änderungen einführen, gegebe-
nenfalls vorbehaltlich einer entsprechenden Geneh-
migung. 

Artikel 10 

Ist ein Flughafenbetreiber für mindestens zwei 
Flughäfen, die denselben Großraum bedienen, zu-
ständig und insbesondere im Fall der Balearen und 
der Kanarischen Inseln, kann der Flughafenbetreiber 
die Benutzer aller Flughäfen seines Zuständigkeitsbe-
reichs gemeinsam konsultieren, sofern über jeden 
Flughafen mit jährlich mehr als einer Million Fluggä-
sten getrennte Informationen vorgelegt werden. 

Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten veranlassen Flughafenbetrei-
ber, die für Flughäfen mit weniger als einer Mil lion 
Fluggästen jährlich zuständig sind, ihre Benutzer in 
ähnlicher Weise zu konsultieren und ihnen Informa-
tionen zur Verfügung zu stellen. 
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II) Gebührengrundsätze 

Artikel 12 

(1) Die Gebühren für Leistungen und Einrichtungen 
für die Luftfahrt 

a) haben die sichere, wirksame und rationelle Nut-
zung von Flughafeneinrichtungen zu fördern und 
der unterschiedlichen Schwere der Überlastungs-
probleme Rechnung zu tragen; 

b) sind in klarer, verständlicher und nichtdiskriminie-
render Weise festzulegen; 

c) haben in einem angemessenen Verhältnis zu den 
Kosten der bereitgestellten benötigten und/oder in 
Anspruch genommenen Einrichtungen und Lei-
stungen zu stehen, einschließlich angemessener 
Kapitalerträge und Umweltkosten; 

d) haben die Erträge aus kommerziellen Aktivitäten 
in Verbindung mit Luftfahrtdiensten zu berück-
sichtigen. 

(2) Die Kosten von Leistungen und Einrichtungen 
für die Luftfahrt werden nach ordnungsgemäßen 
kaufmännischen und wirtschaftlichen Grundsätzen 
angemessen umgelegt. Jedoch sollen im Falle isolier-
ter und schwer zugänglicher Regionen die Erforder-
nisse der Regionalpolitik in Übereinstimmung mit den 
Vertragsbestimmungen berücksichtigt werden. 

III) Schlußbestimmungen 

Artikel 13 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1990 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am ... 
Im Namen des Rates 

Der Präsident 



1. Zahl der Fluggäste 
Innergemeinschaftlicher Verkehr 

2. Frachtverkehr (in 1000 kg) 
Innergemeinschaftlicher Verkehr 

3. Luftfahrzeugbewegungen 
Innergemeinschaftlicher Verkehr 

I. Internationaler Verkehr 
II. 
III. Inlandsverkehr 
IV. Transitverkehr 2 ) 

Zusammen 

I. Internationaler Verkehr 
II. 
III. Inlandsverkehr 
IV. Transitverkehr 2) 

Zusammen 

I. Internationaler Verkehr 
II. 
III. Inlandsverkehr 
IV. sonstiger Verkehr 

Zusammen 
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Anhang I 

Angaben zur Leistungsfähigkeit der Flughäfen 

I. Angaben über das Verkehrsaufkommen 

Über das Verkehrsaufkommen eines jeden Flughafens ist jährlich eine Statistik 1 ) vorzulegen, die mindestens 
folgende Angaben enthalten muß: 

1) Die Statistik ist nach Fluglinien- und Bedarfsluftverkehr aufzuschlüsseln. 
2) Die Flughafenbetreiber sollten möglichst auch den Umsteige- und Umladungsverkehr aufschlüsseln. 
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II. Beschäftigtenzahl 

Jährlich ist eine Statistik des vom Flughafenbetreiber unmittelbar beschäftigten 
Personals vorzulegen. Diese Statistik ist nach Dauer- und Zeitarbeitskräften sowie 
nach Aufgabenbereichen aufzuschlüsseln. Außerdem sollten die Flughafenbetrei-
ber möglichst Angaben über die mittelbar in Flughafendiensten von anderen Insti-
tutionen, einschließlich staatlicher Stellen, am Flughafen Beschäftigten vorlegen 
(siehe Fußnote 1). 

1 ) Folgende Tabelle ist als Anhaltspunkt und Beispiel für die von den Flughafenbetreibern vorzu-
legende Statistik gedacht: 

Zahl der Flughafenbeschäftigten 

Mittelbar in 
Flughafendiensten 

Vom Flughafen- 
(z. B, von anderen 

betreiber 
Institutionen 

Zahl der Beschäftigten 
unmittelbar 

einschließlich staat- 
Aufgabenbereich 

beschäftigtes 
lichen Stellen) am 

Personal 
Flughafen beschäf- 
tigtes Personal 
(siehe obige 
Anmerkung) 

Zollabfertigung 
Einreisekontrolle 
Feuerschutzwesen 
Flugverkehrskontrolldienste am Flughafen 
Flugwetterwarte 
Bodenverkehrsdienste 
Gepäckabfertigung 
Check-in 
Parkplätze 
Verpflegung 
Ingenieurwesen 
Konzessionäre 
Verwaltung 
Sonstige 

Vom Flughafenbetreiber unmittelbar beschäftig- 
tes Personal insgesamt 

Mittelbar (von anderen Institutionen einschließ- 
lich staatlicher Stellen) in Flughafendiensten 
am Flughafen Beschäftigte insgesamt 

Auf dem Flughafengelände Beschäftigte insgesamt 
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III. Finanzwirtschaftliche Angaben 

Jahresabschlüsse, einschließlich Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung, sind für 
jeden Flughafen vorzulegen. Sie müssen so vollständig sein, daß ein wahres und 
angemessenes Bild über Vermögenswerte, Verbindlichkeiten, Finanzlage und Ge-
winn bzw. Verlust vermittelt wird. Die Darstellungsform darf nur in Ausnahmefällen 
von einem Geschäftsjahr zum anderen geändert werden. Jede Abweichung muß 
dabei deutlich gekennzeichnet und begründet werden. 

Jeder Flughafen hat die Erträge in seiner Gewinn- und Verlustrechnung mindestens 
wie folgt aufzuschlüsseln: 

A. Erträge aus Gebühren für mit der Luftfahrt zusammenhängende Leistungen 
am Flughafen 

a) Landegebühren für Luftfahrzeuge 

b) Abstellgebühren für Luftfahrzeuge 

c) Fluggastgebühren 

d) Gebühren für die Flugsicherung am Flughafen 

e) Frachtgebühren 

f) Sicherheitsgebühren 

g) Lärmgebühren 

h) Sonstige Gebühren, z. B. Gepäckabfertigung 

Zusammen 	  

B. Nicht mit der Luftfahrt zusammenhängende Erträge 

a) Bodendienstabfertigung (sofern sie ausschließlich vom Flughafenbetreiber 
oder von einem Unternehmen im Rahmen einer Monopolkonzession vorge-
nommen wird) 

b) Erträge aus vergebenen Konzessionen (einschließlich der Erträge aus dem 
Verkauf zollfreier Waren und der Bodendienstabfertigung, sofern diese nicht 
als Monopolkonzession vergeben ist). 

c) Mieteinnahmen und Dienstleistungen 

d) sonstige Erträge 
Zusammen 	  

C. Gesamteinnahmen 
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Anhang II 

Angaben zum geplanten Betriebsumfang der Luftfahrzeugbetreiber am Flughafen 
und über ihre finanzielle Leistungsfähigkeit 

I. Verkehrsaufkommen 

Prognose der Tendenzen im Verkehrsaufkommen des Flughafens im kommenden 
Jahr: 

1. Zahl der Fluggäste 

2. Frachtverkehr (in 1000 kg) 

3. Luftfahrzeugbewegungen 

4. voraussichtlich eingesetzte 
Luftfahrzeugtypen 

a) Internationaler Verkehr 
b) Innergemeinschaftlicher Verkehr 
c) Inlandsverkehr 
d) Transitverkehr 

a) Internationaler Verkehr 
b) Innergemeinschaftlicher Verkehr 
c) Inlandsverkehr 
d) Transitverkehr 

a) Internationaler Verkehr 
b) Innergemeinschaftlicher Verkehr 
c) Inlandsverkehr 
d) Transitverkehr 

a) regulär 
b) ersatzweise 

Dazu Angaben über von den Luftfahrzeugbetreibern in den nächsten fünf Jahren 
geplante Betriebsausweitungen bei Fluggast- und Frachtdiensten am Flughafen 
(z. B. neue Strecken, Flughäufigkeit, Verknüpfung von Großflughäfen). 

II. Flottenplanung 

Prognosen über Kenndaten und Zahl der am Flughafen in den nächsten 15 Jahren 
voraussichtlich eingesetzten Luftfahrzeuge, aufgeschlüsselt nach Verkehren. 

III. Bedarf an besonderen Einrichtungen 

1. Abfertigungsgebäude (m 2) 

2. Frachtlagerraum (m2) 

3. Wartungseinrichtungen (m 2) 

4. Abstellplätze (m2) — Großraumflugzeuge 
— sonst. Flugzeuge 

5. Büroräume (m2) 

6. PKW-Parkplätze (Zahl) 

I. häufige Nutzung 
II. gelegentliche Nutzung 

I. häufige Nutzung 
II. gelegentliche Nutzung 

I. häufige Nutzung 
II. gelegentliche Nutzung 

I. häufige Nutzung 
II. gelegentliche Nutzung 

IV. Beschäftigte 

Voraussichtliche Zahl der beim Luftfahrzeugbetreiber am Ende des folgenden Jah-
res am Flughafen Beschäftigten 

1. Dauerarbeitskräfte 

2. Zeitarbeitskräfte 
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Bericht des Abgeordneten Lothar Ibrügger 

Die in der Anlage wiedergegebene EG-Vorlage 
wurde durch Drucksache 12/210 Nr. 165 und Plenar-
beschluß in der 13. Sitzung des Deutschen Bundesta-
ges vom 12. März 1991 dem Ausschuß für Verkehr zur 
Beratung überwiesen. Dieser hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 4. Dezember 1991 behandelt. 

I. Ziele und Inhalt der Vorlage 

Durch den Verordnungsvorschlag sollen die Grund-
sätze für die Beziehungen zwischen den Betreibern 
von Verkehrsflughäfen und ihren Benutzern harmoni-
siert werden. Die Betreiber von Verkehrsflughäfen 
sollen danach verpflichtet werden, die Organisatio-
nen der Benutzer in folgenden Fällen zu konsultie-
ren: 

— regelmäßig alle zwölf Monate zur Finanz- und Be-
triebskapazität, 

— rechtzeitig bei Änderung von Leistungen oder Ein-
richtungen für die Luftfahrt, beim Ausbau der An-
lagen und bei erheblichen Änderungen der Ge-
bührensätze. 

 

Der Verordnungsentwurf enthält ferner Grundsätze 
für die Gebührenbemessung. 

II. Verlauf der Ausschußberatungen 

Der Ausschuß für Verkehr ist übereinstimmend der 
Auffassung, daß der Verordnungsentwurf nochmals 
überarbeitet und vereinfacht werden sollte. Eine un-
nötige Bürokratisierung muß vermieden werden. Die 
Konsultationspflicht sollte auf besonders wichtige 
Punkte und auf repräsentative Organisationen von 
Luftverkehrsunternehmen beschränkt werden. 

Bei der Gebührenbemessung sollten Gesichtspunkte 
des Umweltschutzes und der Sicherung des Bestandes 
der Einrichtungen mitberücksichtigt werden. 

Der Ausschuß für Verkehr schlägt einmütig eine ent-
sprechende Entschließung vor, die im wesentlichen 
mit der Auffassung des Bundesrates zu der Vorlage 
übereinstimmt. 

Bonn, den. 4. Dezember 1991 

Lothar Ibrügger 

Berichterstatter 

 


